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AAus ddem GGemeiindderatt

Wechsel im
Fraktionspräsidium

WWechhsell an dder SSpiittze dder SSPP-GGemeiindde-
ratsfraktion: Nach fünfeinhalb Jahren als
Fraktionspräsident gibt Markus Wanner
das zeitintensive Amt in neue Hände.
Seine Nachfolge ist bereits bestimmt: Die
SP-Gemeinderatsfraktion hat Angelika
Zarotti zur neuen Fraktionspräsidentin ge-
wählt. Angelika Zarotti ist Bibliothekarin
und arbeitet in der Stadtbibliothek. Sie
war während mehreren Jahren als Kir-
chenpflegerin in der reformierten Kirch-
gemeinde tätig. Sie rückte 2019 für Patricia
Morf in den Gemeinderat nach und ist
dort Mitglied in der Kommission Bildung
und Kultur. Die SP Uster wünscht Angelika
Zarotti in ihrem neuen Amt viel Freude
und Befriedigung.
Markus Wanner hat das Amt des Frak-
tionspräsidenten Mitte 2014 von Balthasar

TThhallmann üübbernommen undd wäähhrendd
fünfeinhalb Jahren bekleidet. Er hat die
Arbeit der SP-Gemeinderatsfraktion in den
letzten Jahren umsichtig geleitet und auch
im Rat wichtige Impulse gesetzt. Das gute
Resultat der SP Uster bei den Gemeinde-
ratswahlen 2018, bei denen die SP zurr
wählerstärksten Partei in Uster wurde,
zeigt, dass die klare, urban ausgerichtete
Politik der SP-Gemeinderatsfraktion von
den Ustermer Stimmberechtigten ge-
schätzt wird.
Die SP Uster dankt Markus Wanner fürr
sein grosses Engagement als Fraktions-
präsident in den letzten fünfeinhalb Jahren
und ist froh, dass er dem Gemeinderat als
Präsident der Kommisson für Bildung und
Kultur und der SP-Fraktion weiterhin als
Mitglied zur Verfügung steht.

WaWW s heisst eigentlichcc sozialdemokrarr tischcc sein? EsEE sind
dWW ie Werte Freiheit,t Gleichcc heit und Solidadd ritätt t,tt die uns

die Richcc tung sozialdemokrarr tischcc er Politik vorgrr eben. Diese
Werte in die Ustermrr er Politik zu trarr gen, war und ist dadd s Ziel
von uns Sozialdemokrarr tinnen und Sozialdemokrarr ten.
Wir wollen einen menschcc lichcc eren Umgagg ng in der Gesell-
sschcc aftff errrr eichcc en.

DDazu gehört es, dadd ss wir Errrr ungenschcc aftff en der VeVV rgrr agg ngen-
heit verteidigen, wie fiff nanzielle Sichcc erhrr eit im Alter,rr

Lohnschcc utztt , frff eier Zugagg ng zum Gesundhdd eitstt wesen und zum
Bildungsgg angebot,tt VeVV rteidigung der Demokrarr tie und des
Rechcc tstt statt ates. Dazu gehört,t dadd ss wir weiter füff r den Fort-
sschcc ritt käkk mpfeff n. Deshalb machcc en wir uns statt rkrr füff r die
Gleichcc stellung aller Lebensfoff rmrr en, füff r flff ächcc endeckcc ende
TaTT gesschcc ulen, füff r Kindertatt gesstätt tten zu bezahlbaren
Preisen, füff r die Förderung von Wohnbaugenossenschcc aftff en
und eine Bodenpolitik ohne sps ekulative Gewinne.
Ebenso verdienen kulturelle Projekte unsere Untersrr tütztt ung.
Als älteste Umweltstt chcc utztt pz artei gilt es zudem die VeVV rkrr ehrsrr -
ppolitik,k die Landwirtstt chcc aftff stt ps olitik und die Raumplanung
mitztt ugestatt lten. Und gagg nz zentrarr l: Klimapolitik fuff nktioniert
nur in VeVV rkrr nüpfuff ng mit einer trarr gfäff higen Sozialpl olitik.

NNachcc den WaWW hlen 2019 wird in den kommenden Wochcc en
und Monaten wieder viel dadd rüber geschcc rieben werden,

ob die SP linker oder rechcc ter,rr grüner oder roter sein müsse.
Wir sind der Meinung,gg die SP Uster ist gut positioniert,tt
inhaltlichcc wie persrr onell. Wir wollen aber prärr senter,rr offff eff ner,rr
jja, interessanter werden. «Für alle statt tt füff r wenige» soll
auchcc in der Aussendadd rsrr tellung gelten.

WiWWr wollen Ihre Meinung abholen und gemeinsam mit
IWWhnen VoVV rsrr tösse und Initiativen kreieren, füff r Probleme

in unserer Statt dt trarr gfäff hige Lösungen fiff nden und so die Politik
in unserer Statt dt prärr gen. Ganz so, wie wir dadd s mit der VeVV lo-
initiative 2018 getatt n haben: 1‘200 Persrr onen haben unsere
Initiative untersrr chcc rieben und gezeigt,tt dadd ss es in Uster einen
SSchcc ub füff r den VeVV loverkrr ehr brarr uchcc t. Ihre Untersrr chcc riftff en
haben dadd zu gefüff hrt,tt dadd ss der Statt dtrarr t dadd s ThTT ema auf-ff
ggenommen hat und wir nun am 9. Februar über eine
Umsetztt ungsgg vorlage abstimmen können (s(( iehe Seiten 4/5)5 .
MMit einem Ja an der Urnrr e bringen wir unsere Statt dt hier
einen grossen Schcc ritt vorwärtstt .

MMit einer Reihe von Mitgtt liederverarr nstatt ltungen wollen
wir dieses Jahr wichcc tige ThTT emen diskutieren:

Im Januar die geplante SpS itatt lfuff sion zwischcc en Uster und
Wetztt ikon, im Märzrr dadd s Statt dtentwickcc lungsgg konzept des
Statt dtrarr tes. Im September widmdd en wir uns den sps eziellen
Wünschcc en und Bedürfnff issen der Aussenwachcc ten.
SSind Sie interessiert,tt sichcc gemeinsam mit uns füff r Uster zu
engagg gieren? Dann sind Sie uns herzrr lichcc willkommen.
Nehmen Sie mit uns Kontatt kt auf.ff

Lassen Sie uns etwas bewegen – dadd nke füff r Ihr Engagg gement.

Geschcc äftff stt leitung SP Uster
Lennie Grob, Peter Mathis, Rolf Grarr f

Editorial

Markrr us WaWW nner.rr Angelikakk Zarotti.
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KKanttonalle AAbbsttiimmung vom 99. FFebbruar: NNEEIINN zum RRosengarttenttunnell

Betonpolitik wie
aus den 1970er Jahrerr n
Seit den 1970er Jahren zerschneidet
in der Stadt Zürich der VeVV rkehr das
Quartier Wipkingen in zwei Hälften.
Nun will der Kanton das Problem
beheben, greift dabei aber auf die
gleiche alte Betonpolitik aus jener Zeit
zurück: Er will einen Tunnel durch
das Quartier legen, neu wird es sechs
Spuren für Autos geben. Im Gegenzug
sollen gerademal 700 Meter der Rosen-
gartenstrasse verkehrsberuhigt wer-rr
den. Die Kosten für dieses VoVV rhaben:
Gigantische 1,1 Milliarden Franken.

VoVV n Andrdd ew KaKK tumba, SP-KaKK ntonsrarr t,tt Zürichcc

«Blumenundso – Die blühende Oase am Buch-
eggplatz», so der Name eines der letzten Blumen-
läden zwischen Albisriederplatz und Milchbuck.
Das kleine Holzhäuschen ist eingenistet inmitten
eines idyllischen Parks am Rande der heutigen
Verkehrsdrehscheibe Bucheggplatz. Im Sommer
lassen sich dort seltene Glühwürmchen beobach-
ten. Jene scheuen Tierchen, die ein Zeichen für
eine ausgewogene Biodiversität sind. Nun ist die
Zukunft dieses Rosengartens sehr ungewiss. Denn
der Garten liegt just an jenem Ort, wo eines der
Portale des Rosengartentunnels geplant ist. Sollte
das Volk dem 1,1 Milliarden Franken teuren Stras-
senbauprojekt zustimmen, so hiesse dies: Rosen
weg – Tunnel rein.

Bausünde wird wiederholt
Seit den 1970er Jahren zerschneidet der Verkehr
das Quartier Wipkingen in zwei Hälften. Der Ro-
sengarten gehört zu einer der grössten Bausünden
der Stadt Zürich. Die Verkehrsachse ist ein Schand-
fleck und gleichzeitig ein Mahnmal für eine fehl-
geleitete Verkehrsplanung. Doch nun möchte der
Kanton die Bausünde aus jener Zeit wiederholen.
Für über 1,1 Milliarden Franken plant der Kanton
einen gigantischen Tunnel mitten in der Stadt
Zürich, mitten durch ein Wohnquartier. Für diese
gewaltige Summe soll aber lediglich eine Strecke
von nur gerade 700 Meter Länge verkehrsberuhigt
werden. Alles in allem sind sechs Autospuren ge-
plant, zwei mehr als heute. Hierfür sollen zwölf
Wohnhäuser abgerissen werden und somit gün-
stiger Wohnraum unwiderruflich verschwinden.
Ein Teil des ökologisch wertvollen Irchelparks soll
für Infrastrukturbauten geopfert werden und Bau-
malleen sollen ersatzlos gefällt werden.
Während der rund 10-jährigen Bauzeit soll sich
der gesamte Verkehr dennoch durch das Wohn-

quartier quälen. Die Folgen für die Menschen sind
kaum zumutbar. Der Gemeinderat von Zürich hat
sich deshalb deutlich gegen das gigantische Bau-
projekt ausgesprochen und das Referendum er-
griffen.

Widerspruch zur Klimapolitik
Die projektierte Stadtautobahn widerspricht allen
klimapolitischen Zielen von Stadt und Kanton
Zürich. Wertvolle und dringend notwendige Grün-
räume gehen unwiederbringlich verloren. Schon
heute hat Zürich im Sommer ein Hitzeproblem.
Mit diesem Projekt werden die Hitze und die Tro-
pennächte in der Stadt Zürich noch einmal zuneh-
men. Der Zürcher Kantonsrat hat sich im Frühling
2019 für eine klimafreundlichere Politik aus-
gesprochen. Er setzt sich damit für eine deut-
liche Reduktion von CO2-Emissionen ein – der
Bau dieser Stadtautobahn gefährdet alle diese
Klimaziele.
Der Zürcher Regierungsrat spekuliert darauf, dass
sich der Bund finanziell am Rosengartenprojekt
beteiligen wird. Doch das zuständige Bundesamt

beurteilt das Projekt als ungenügend und kritisiertt
insbesondere das schlechte Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis. Ob jemals Bundesgeld für dieses Projektt
flösse, ist völlig unklar. Gut möglich also, dass die
exorbitanten Kosten allein am Kanton Zürich hän-
gen bleiben. Trotzdem soll die Stimmbevölkerung
jetzt die Verantwortung für dieses unausgereifte
Projekt mit sehr hohen Kosten übernehmen.

Hässlich und teuer
Seit Jahren wünscht sich das Quartier Sofortmass-
nahmen wie z.B. einer oberirdischen Querung.
Dies wurde seitens der Volkswirtschaftsdirektion
kategorisch verwehrt. Der Rosengarten soll künf-
tig, geht es nach dem Willen der Regierung, auch
nach der teuren Sanierung als kantonale Hoch-
leistungsstrasse bestehen bleiben und durch
Wipkingen führen.
Fazit: Das Rosengartentunnel-Projekt ist hässlich,
es ist klimafeindlich, es ist teuer und deshalb ist es
deutlich abzulehnen.

Mehr Informationen: www.rosengarten-nein.ch

Der geplante Rosengagg rtentunnel füff r 1,1 Milliarden Frarr nken: Hässlichcc , klimafeff indlichcc und teuer.rr
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Städtische Abstimmung vom 9. Februar: JA zum VeVV lo-Rahmenkredit

Mehr Sicherheit und mehr Platz
Am 9. Februar stimmen die Ustermer
Stimmberechtigten über einen Rah-
menkredit von 5 Millionen Franken
für den Ausbau der VeVV loinfrastruktur in
der Stadt Uster ab. Der Kredit geht auf
eine von der SP Uster 2018 lancierte
Initiative zurück, die fast 1200 Per-rr
sonen unterschrieben haben. Mit dem
VeVV lo-Kredit soll über einen Zeitraum
von 10 Jahren neue VeVV lowege und
VeVV loabstellplätze erstellt werden.
Mehr Sicherheit und mehr Platz fürs
VeVV lo also.

Selten hat das Unterschriften sammeln für eine
Initiative so viel Spass gemacht, weil die Initiative
der SP Uster offenbar einen Nerv traf. Die Velo-
fahrerin, die sich über fehlende Veloparkplätze
ärgert, der Vater, dem Usters Strassen von Ober-
uster in die Musikschule für seine Kinder zu ge-
fährlich sind, die 86-jährige Frau, die täglich mitt
dem Velo unterwegs ist und die unterbrochenen
Velostreifen bemängelt – alle hatten einen Grund
und erzählten von frustrierenden oder gefährli-
chen Situationen.
Genau solche oder eigene Erlebnisse waren vorr
zwei Jahren für die SP Uster der Grund, die
Veloinitiative zu lancieren, um mit einem
Rahmenkredit einen Schub für die Verbesserung
der Velo-Infrastruktur in Uster auszulösen. Fürr
den neuen Stadtrat ist die Veloförderung kein
Nice-to-Have mehr, sondern ein Muss und err
steht der Initiative wohlwollend gegenüber; auch
im Gemeinderat wurde das Geschäft von allen
Parteien ausser der SVP unterstützt.

Was kann die Veloinitiative (nicht)
Die Initiative verlangt einen Rahmenkredit von
5 Millionen Franken. 5 Millionen sind nicht die
Welt, aber 5 Millionen sind genug für spürbare
Veränderungen. Der Rahmenkredit soll für «Pla-
nung und Bau eines flächendeckenden und siche-
ren Velowegnetzes» sowie die «Verbesserung derr
Veloinfrastruktur» eingesetzt werden. Es ist dem
Stadtrat überlassen, wie viele und welche Projekte
damit finanziert werden. Möglichkeiten – oderr
Begehrlichkeiten – gibt es viele. Dabei gibt es zwei
grundlegende Einschränkungen, die den Initian-
tInnen immer bewusst waren, aber die für die Ab-
stimmenden wichtig sind zu verstehen: Bauliche
Planungen und Eingriffe können nur im städti-
schen Hoheitsgebiet stattfinden. Das bedeutet,
dass nur das kommunale Strassennetz verbessertt
werden kann. In Uster sind zahlreiche problemati-
sche Stellen nicht in der direkten Hand der Stadt.

Die Oberlandstrasse mit einigen unbefriedigenden
Verhältnissen z.B. ist eine kantonale Strasse, hier
müsste also der Kanton seine Hausaufgaben ma-
chen. Es ist aber offensichtlich, dass es auch auf
dem kommunalen Netz noch genug zu tun gibt.
Die Bilder auf dieser Doppelseite veranschaulichen
aus Sicht der InitiantInnen ein paar solcher Stellen.

Ein Kredit zur richtigen Zeit
Zwei weitere Rahmenbedingungen, die aber vor
allem Chancen sind: Diesen Herbst hat der Stadtrat
das neue Stadtentwicklungskonzept (STEK) vor-
gestellt, gewissermassen der Masterplan für die
Entwicklung der Stadt Uster. Und auch das STEK
beinhaltet die Planung eines durchgängigen und
sicheren Velonetzes über sämtliche Strassen und

der notwendigen Veloinfrastruktur auf Ustermerr
Gebiet. Zum anderen gibt es bereits jährlich finan-
zielle Mittel um die Verkehrssicherheit für Velo-
fahrende zu verbessern. Beides führt zu Synergien
mit dieser Initiative, so dass der Rahmenkredit fürr
wirkliche und spürbare Fördermassnahmen, wie
in den Bildern exemplarisch dargestellt, zusätzlich
zur Verfügung steht.
Die Einwohnerbefragung 2017 hat zum im STEK
definierten Mobilitäts-Ziel «Uster steigt um» ge-
führt und wird auch in der Politik breit akzeptiert.
Ein überzeugtes JA zum Rahmenkredit ermöglichtt
rasch notwendige und sinnvolle Massnahmen fürr
Velofahrende – mehr Sicherheit führt zu mehrr
Velofahrenden und mehr Velofahrende zu mehrr
Sicherheit im Verkehr.

DDiiee WWiinntteerrtthhuurreerrssrrr ttrraarrr ssssee
mit zwei leichcc t versrr etztt -
ten Einmündungen:
Eine unübersrr ichc tlichcc e
Situation, es feff hlt eine
klare Signalisation
füff r VeVV lofaff hrende.

Die Freiestrarr sse
ist die wichcc tigsgg te
VeVV loverbrr indung
vom Bahnhof
nachc Oberuster.rr
SSie kakk nn aber vom Bahnhof kommend nichcc t
befaff hren werden, dadd linkskk abbiegen verbrr oten ist.

d nichc t
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fürs VeVV lo

Die Unterfüff hrung unter der Haupt-
sammelstelle an der Dammstrarr sse:
Die Sichcc t ist behindert,t es bestehtt
Kollisionsgs efaff hr.rr Und rechcc tstt ab-

biegen ist nichc t erlaubt. WaWW rum?

Der Übergrr agg ng Oberlandsdd trarr sse-
Breitatt ckcc erweg: Der VeVV loweg
ist «gedadd chcc t» erkrr ennbar,rr dochc
Büschc e versrr ps errrr en die Sichcc t,t
Pfoff sten verengen den VeVV loweg.

Geschcc lossene Barrrr ieren sind auchcc füff r
VeVV lofaff hrende ein Problem. Fussgs ägg nger- und VeVV lo-

unterfüff hrungen könnten dadd s Problem beheben.

Der Übergr

An der Loorenalle gibt es einen schcc önen
VeVV loweg. Dochcc dieser endet abrupt an
der Winterthurersrr trarr sse. Unklar füff r VeVV lo-
faff hrende ist,tt wie sie weiter faff hren sollen.
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KKanttonalle AAbbsttiimmung vom 99. FFebbruar: JJAA zum TTaTT xiigesettz

Gleiche Regeln für alle

Bisher gab es im Kanton Zürich nur
kommunale Regelungen über das
TaTT xiwesen. Doch die Agglomeration
wächst zusehends zusammen. Unter-rr
schiedliche Regelungen zwischen den
Gemeinden sind so nicht mehr ver-rr
mittelbar.rr Ausserdem verlangt das
Binnenmarktgesetz des Bundes, dass
allfällige innerkantonale Diskriminie-
rungen beseitigt werden. Das neue
TaTT xigesetz schaf

g
ft hier nun Klarheit.

VoVV n Benedikt Gschcc wind,dd
ehemaliger SP-KaKK ntonsrarr t,tt Zürichcc

Mit dem neuen Taxi-Gesetz wird erstmals im
Kanton Zürich ein einheitlicher Taxiausweis mit
einheitlichen Anforderungen an die Fahrerinnen
und Fahrer geschaffen. Dabei werden etwa auch
die erforderlichen Deutschkenntnisse definiert:
Verlangt wird eine selbständige Verständigung
nach dem Niveau B2 des Europäischen Referenz-
rahmens. Somit wird mehr Qualität im Taxiwesen
geschaffen. Städte und Gemeinden bleiben zu-
ständig für die Vergabe von Standplätzen für
Taxis und die Erteilung der Bewilligung für die
Benützung von Busspuren oder das Befahren von
Fussgängerzonen durch Taxis.
Das Taxiwesen hat sich in den letzten Jahren
durch die Digitalisierung stark verändert. Neue

Anbieter wie z.B. Uber bieten Fahrten an, die
über digitale Kanäle bestellt und abgerechnet
werden können. Sie bieten dabei eine taxiähnliche
Dienstleistung an, teilweise auch mit Taxifahrern,
die diese Fahrten als Zusatzerwerb betreiben. Lei-
der halten sich diese neuen Anbieter aber teilweise
nicht an die Vorschriften für den berufsmässigen
Personentransport wie Arbeits- und Ruhezeitvor-
schriften und es kommt auch zu Verstössen wegen
Schwarzarbeit. Die hohe Zahl von Verzeigungen
der Polizei bestätigen diesen Sachverhalt und er-
fordern entsprechende Massnahmen.
Deshalb sieht das neue Gesetz eine Registrie-
rungspflicht für solche Limousinendienste vor.
Mit einer Plakette an der Windschutzscheibe wer-
den sie für Kundschaft und Sicherheitsorgane
besser erkennbar.
Das neue Gesetz sieht auch eine Auskunftspflichtt
gegenüber der Polizei über die durchgeführten
Fahrten vor. Diese Massnahmen bringen mehr Si-
cherheit und Schutz für Kundschaft und Fahrerin-
nen und Fahrer und führen zu gleichen Chancen
für alle Anbieter.
Das neue Gesetz über den Personentransport mitt
Taxis und Limousinen (PTLG) schafft mehr Ge-
rechtigkeit, da für traditionelle Taxis wie neue,
digitale Fahrdienste die gleichen Rahmenbedin-
gungen gelten. Aus diesen Gründen empfiehlt die
SP, zusammen mit der Mehrheit des Kantonsrates,
dem Gesetz zuzustimmen.

Eine bessere Qualitätt t und gleichcc lange SpSS iesse füff r alles, dadd s will
dadd s neue kakk ntonale TaTT xigesetztt errrr eichcc en.

JJa zu neuen
Rasenfeff ldernrr
im Buchcc holz
Am 9. Februar stimmen wir über einen KrKK edit
füff r ein neues Kunstrarr senfeff ld,dd ein Naturrrr arr sen-
feff ld und den Ersrr atztt des Kunstrarr senteppichcc s des
bestehenden Feldes auf der SpSS ortatt nlage Buchcc -
holz ab. Die drdd ei Fussballvereine FC Uster,rr
FC Rot-Weiss Winikon und Foot Rebel Soccer
haben zusammen rund 1’000 Mitgtt lieder.rr
Damit ist Fussball auchcc in Uster die beliebteste
SSpSS ortatt rt. Und auchcc bei den Mädchcc en ist Fuss-
ball der zweitbeliebteste SpS ort. Die Nachcc frff arr ge
ssteigt stetig und die VeVV reine füff hren heute
WaWW rtelisten, dadd Plätztt e feff hlen. Zudem: Dem
Fussball wird eine grosse Integrarr tionskrarr ftff
zzugesps rochcc en, weil hier versrr chcc iedene Schcc ichcc -
ten und Kulturen in einer TeTT amsps ortatt rt zu-
ssammenfiff nden.
WaWW rum aber ein Kunstrarr sen?
Kunstrarr sen sind wesentlichcc belastbarer als
Naturrrr arr sen, dadd durchcc brarr uchcc t es insgs esamt
weniger Plätztt e. Auchcc kakk nn im Winter dadd s
Fussballtrarr ining vermrr ehrt drdd arr ussen statt ttfiff nden.
Dadurchcc werden TuTT rnrr hallen füff r die Bedürf-ff
nisse anderere VeVV reine frff ei. Ebenso gibt es
im Statt dion mehr Platztt füff r die Leichcc tatt thleten
und deren Wurftff rarr ining.
Und was ist mit der Ökologie von Kunstrarr sen-
feff ldernrr ? Zugegeben: Da schcc eiden sichcc die
Geister.rr Der geplante unverfüff llte Rasen
kommt aber ohne Grarr nulatfüff llung aus und
kakk nn dadd durchcc in der VeVV rbrr rennung entstt orgrr t
werden (e(( in verfüff llter Rasen müsste als
SSondermrr üll entstt orgrr t werden)n . Auchcc ein Kunst-
rarr senfeff ld muss bewässert werden, es brarr uchcc t
aber viel weniger WaWW sser.rr
Und was ist mit der Heusser-Statt ub-Wiese?
Der Statt dtrarr t hat 2009 entstt chcc ieden, die Fuss-
ballpl lätztt e auf der SpSS ortatt nlage Buchcc holz zu
konzentrieren. Auchcc dadd rarr n schcc eiden sichcc die
Geister.rr Wichcc tig aber ist: Diese Investition
ist kein VoVV rentstt chcc eid füff r die VeVV rlegung aller
Fussballpl lätztt e auf die SpSS ortatt nlage Buchcc holz.
Das wird man zu einem sps äteren Zeipi unkt
nochcc diskutieren müssen.
Bleibt die fiff nanzielle Seite: 3,1 Millionen
Frarr nken sind viel Geld. Uster investiert jähr-
lichcc rund 25 Millionen Frarr nken in seine Infrff arr -
sstruktur.rr Die Finanzen in Uster sind knapp.
Uster soll aber auchcc weiterhrr in füff r alle attrarr ktiv
bleiben. Und dadd gehört der SpS ort dadd zu.
Aber nichcc t nur.rr Auchcc füff r die Kultur und die
Bildung brarr uchcc t es Investitionen. Die
SSP-Frarr ktion hat deshalb diese KrKK editvorlage
im Gemeinderarr t untersrr tütztt t.

MMarkrr us WaWW nner,rr SP-Gemeinderarr t
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EEiiddgenöössiischhe AAbbsttiimmung vom 99. FFebbruar: JJAA zur VVoVV llkksiiniittiiattiive «mehhr zahhllbbare WWohhnungen»

Der grösste Budgetposten
als Belastung
AAAm 999. FFFebbbruar stttiiimmen dddiiie SSSchhhweiiizer
Stimmberechtigten über die VoVV lks-
initiative «mehr bezahlbare Wohnun-
gen» ab. Steigende Mieten und
fehlende bezahlbare Wohnung sind für
weite TeTT ile der Bevölkerung ein zu-
nehmendes Problem. Kein Wunder:
Die Mieten sind der grösste Posten im
Haushaltbudget. Mit der Initiative soll
der Anteil bezahlbarer Wohnungen in
der Schweiz gesteigert werden.

VoVV n Jacqueline Badrdd arr n, SP-Nationalrärr tin, Zürichcc

Was schätzen Sie, wieviel sind alle unsere Immo-
bilien in der Schweiz zusammen wert? Lesen Sie
nicht weiter – schätzen Sie aus dem Bauch heraus
eine Zahl in Schweizer Franken. Sie brauchen sich
nicht zu schämen, falls sie es nicht wissen: Unsere
Volkswirtschaftsminister Johann Schneider-Am-
mann und Guy Parmelin wussten es auch nicht.
Nicht einmal annähernd. Dies obwohl wir bei
Immobilien über den grössten volkswirtschaft-
lichen Sektor überhaupt sprechen.

Leistungsfrei sehr viel Geld verdient
Der Wert aller Liegenschaften in der Schweiz
zusammen beträgt über 4 Billionen Franken
(4'000'000'000'000.--). Das sind 4 Millionen Mil-
lionen Franken. Machen wir ein Gedankenexperi-
ment: Würde die öffentliche Hand alle Liegen-
schaften auf einmal zum jetzigen Wert aufkaufen
und diese Immobilien für eine Nutzungsgebühr
von 2 Prozent als Büros, Gewerberäume und
Wohnungen zur Verfügung stellen, würde das
Gemeinwesen Jahr für Jahr 80 Milliarden Franken
einnehmen. Damit könnte man alle Bundes-Steu-
ern abschaffen: Die Einkommenssteuer, die Mehr-
wertsteuer, die Gewinnsteuer, die Vermögens-
steuer, die Heizölsteuer, die Tabaksteuer usw.
Krass – oder? Dieses Geld bekommen heute aber
die renditeorientierten Immobilieneigentümer
(und noch deutlich mehr, weil die Renditen höher
als die 2 Prozent sind). Und das bezahlen wir, Sie
und ich.
Dass man mit Immobilien leistungsfrei sehr viel
Geld verdient, war auch Verfassungs- und Ge-
setzgeber bewusst. Deshalb gibt es gleich drei
Verfassungsartikel die zahlbare Wohnungen si-
cherstellen sollen, die gemeinnützigen (also ren-
ditefreien) Wohnbauträger stützen sowie das
selbstbewohnte Wohneigentum fördern und im
Mietwesen einen Renditedeckel von zur Zeit 2
Prozent vorschreiben. Nur: Keiner dieser Verfas-
sungsaufträge wird erfüllt. Die Mieten sind 40
Prozent höher als sie gemäss gesetzlicher Vorgabe
sein dürften. Wegen extrem tiefer Zinsen und In-
flation hätten die Mieten sogar sinken sollen. Sie
sind aber um 18 Prozent gestiegen. So wird den

Mietenden über 7 Milliarden Franken jährlich zu
viel aus der Tasche gezogen. Zudem können sich
nur noch 10 Prozent der Menschen potentiell
Wohneigentum leisten.

Tiefe Mieten sind auch Altervrr orsorge
All dies ist inakzeptabel. Schliesslich geht es um
den grössten Posten im Haushaltbudget und
Wohnen ist für die Meisten der Stoff aus dem
Träume gemacht sind. Und hier kommt die Wohn-
initiative ins Spiel. Diese verlangt eine Ausweitung
des gemeinnützigen Wohnbaus von heute knapp
5 Prozent auf mindestens 10 Prozent. Der gem-

einnützige Wohnbau ist so etwas wie der «Dritte
Weg»: Eine Mischung aus Wohneigentum und
Miete. Sie vermieten um rund 26 Prozentt
billiger als die renditeorientierten Immobilienbe-
sitzer. Das sind immerhin drei Monatsmieten.
Man kann mitbestimmen weil man Miteigentümerr
ist, lebt sicherer vor Kündigung.
Tiefe Mieten sind zudem die beste Altersvorsorge
überhaupt. Zahlt man 1500 Franken für eine
Vierzimmerwohnung statt 2000 spart man in
einem Arbeitsleben von 40 Jahren zu einem Pro-
zent angelegt rund 300'000 Franken an. Wer will
das nicht?
Umgesetzt wird die Initiative unter anderem durch
ein Vorkaufsrecht des Kantons oder der Gemein-
den. Diese können wenn sie wollen Immobilien
oder Land kaufen und diese im Baurecht an ge-
meinnützige Wohnbauträger abgeben. Das istt
ein gutes Geschäft für die Gemeinwesen, spült es
ihnen doch jährlich Baurechtszinsen in die Kasse
und die Wertsteigerungen des Bodens bleibt im
Volksvermögen. Für alle Beteiligten ein Gewinn.
Deshalb brauchen wir mehr davon.
Und darum ein zweifelsfreies Ja am 9. Februarr
2020 zur Wohninitiative.

DDas IIntteresse am genossenschhcc affttfff lliichhcc en WWohhnen iistt gross, wiie dder SSttatt ddttrunddgdd agg ng
zu Ustermrr er Siedlungen im Sommer 2019 zeigt.

Wohnbaugenossenschaften in Uster
In Uster gibt es 15 gemeinnützige Wohn-
baugenossenschaften. Sie besitzen aktuell
962 Wohnungen (davon 50 im Bau). Das
sind etwa 9 Prozent aller hiesigen Mietwoh-
nungen (oder 6 Prozent aller Wohnungen).
Eine Annahme der Initiative hilft, diesen
Anteil zu vergrössern.
www.wohnbaugenossenschcc aftff en-uster.rr chcc
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UUmvertteiillung von untten nachh obben –
besser lassen sich die vergrr angenen
JJahre unter bürgrr erlicher VoVV rh

g
errschaft

nicht zusammenfassen. Hier gibt
die «Entlastungsinitiative» der JUSO
Kanton Zürich Gegensteuer,rr über die
wir am 9. Februar abstimmen werden:
Die Steuerprogression im Kanton
Zürich soll so angepasst werden, dass
90 Prozent der Bevölkerung spürbar
weniger Steuern zahlen müsste.

Florirr n Schcc ütztt , Sekrkk err tätt r JUSO KaKK nton Zürirr chcc , Usterr

Kantonale Abstimmung vom 9. Februar: JA zur Entlastungs-, NEIN zur Mittelstandsinitiative

Geben wir den 90 Prozent
ihr Geld zurück

FFastt alllle proffiittiieren
Durch die Anpassung der Steuerprogression wür-
den rund 90 Prozent der Bevölkerung spürbarr
entlastet. Eine Einzelperson mit einem Bruttoein-
kommen von 30'000 Franken müsste ca. 870
Franken weniger Steuern zahlen, insgesamt wür-
den Bruttoeinkommen bis 98'000 Franken bzw.

EIDGENÖSSISCHE ABSTIMMUNGEN

JA zur VoVV lksinitiative «Mehr
bezahlbare Wohnungen»
{s{{ iehe Artikel Seite 7)77

JA zur Änderung des Strafgesetz-
buches (Diskrimi

gg
nierung d

gg
er sexuellen

Orientierung)

KANTONALE ABSTIMMUNGEN

JA zum Gesetz über den Personen-
transport mit TaTT xi und Limousinen
(s(( iehe Artikel Seite 6)6

NEIN zum Projekt Rosengartentunnel
(Gesetz und R

j
ahmenkred

gg
i

gg
t)

(s(( iehe Artikel Seite 3)

112255''000000 FFrankken bbeii EEhhepaaren proffiittiieren. DDiiese
Entlastung ist bitter nötig: Wenn alle Formen derr
monetären Belastung zusammengezählt werden,
dann müssen Menschen mit tiefen und mittle-
ren Einkommen prozentual etwa gleich viel fürr
die Fixkosten (Steuern, Krankenkassenprämien,
Gebühren und Sozialversicherungsbeiträge) ab-
geben wie solche mit hohen Einkommen. Damitt
verkommt der Grundsatz der Progression zum
Märchen.

Weiteres Steuergeschenk an Reiche?
Am 9. Februar wird nicht nur über die «Entla-
stungsinitiative» der JUSO abgestimmt, sondern
auch über die «Mittelstandsinitiative» der Jung-
freisinnigen. Diese sieht ebenfalls eine Anpassung
der Steuerprogression vor, legt den Fokus aller-
dings auf die übliche Klientel der Freisinnigen: die
Spitzenverdiener*innen. Mit der Aufhebung derr
höchsten Progressionsstufe wollen sie diesen ein
weiteres Steuergeschenk schnüren. Zwar würde
auch der Rest der Bevölkerung weniger Steuern
zahlen, von einer Entlastung kann aber dennoch
nicht die Rede sein: Die jährlich wegfallenden
Steuereinnahmen von rund 750 Mio. Franken
müssten durch radikale Abbaupakete (tiefere
Prämienverbilligungen, schlechteres Bildungsan-
gebot, usw.) auf dem Buckel der Bevölkerungs-
mehrheit kompensiert werden.
Deshalb braucht es am 9. Februar ein JA zur Ent-
lastungsinitiative und ein NEIN zur Mittelstands-
initiative.
Mehr Informationen: entlastung-jetzt.ch

Es ist ein Schandfleck des heutigen Systems und
komplett widersinnig, dass das absolute Minimum,
das eine Person zum Leben braucht, auch noch
besteuert wird. Getroffen werden damit die Aller-
schwächsten unserer Gesellschaft. Es ist absurd zu
erwarten, dass jemand, der kaum genug zum
Leben hat, über ausreichend Geld verfügt, um
Steuern zu bezahlen. Deshalb wird mit unserer In-
itiative der Freibetrag auf das Existenzminimum
angehoben, also auf 19'300 Franken bei Einzel-
personen respektive 28'900 Franken für Ehepaare.
Im Gegenzug sieht die Initiative eine stärkere Be-
steuerung von sehr hohen Einkommen vor: Die
bisher höchste Progressionsstufe von 13 Prozentt
wird auf 15 Prozent erhöht, zusätzlich werden
Spitzeneinkommen mit neu 17 Prozent besteuertt
– unter dem Strich wird es so zu keinem Rappen
Steuerausfall kommen. Ganz im Gegenteil: Derr
Regierungsrat rechnet mit zusätzlichen Einnahmen
von bis zu 200 Millionen Franken.

Abstimmungsparolen für den 9. Februar 2020

WWer sollll stteuerlliichhcc enttllasttett werdden: DDiie untteren EEiinkkommen, wiie es ddiie JJUUSSOO wollllen??
Oder die höchcc sten Einkommen, wie es die Jungfrff eisinnigen wollen?

JA zur VoVV lksinitiative «Für die Ent-
lastung der unteren und mittleren
Einkommen (Entlastungsinitiative)
(s(( iehe Artikel oben)n

NEIN zur VoVV lksinitiative «Mittel-
standsinitiative – weniger Steuer-rr
belastung für alle»
(s(( iehe Artikel oben)n

STÄDTISCHE ABSTIMMUNGEN

JA zum VeVV lo-Rahmenkredit
{s{{ iehe Artikel Seite 4/5)5

JA zum Kredit für das neue
Kunstrasenfeld im Buchholz
{s{{ iehe Artikel Seite 6)6


